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Welche steuerlichen Änderungen sollen mit dem Abgaben- 
änderungsgesetz 2024 geregelt werden?
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Mit dem Abgabenänderungsgesetz 2024 (Regierungsvor-
lage) sollen einige Gesetze punktuell geändert werden. Hier 
eine Übersicht zu einigen steuerlichen Hauptgesichtspunkten 
(Auswahl):

Übertragungen von Wirtschaftsgütern aus dem Gesellschafts-
vermögen einer Personengesellschaft in das Privat- oder  
Sonderbetriebsvermögen sollen im Einkommensteuergesetz 
(EStG) geregelt werden.

Im Körperschaftsteuergesetz wurden unter anderem Bestim-
mungen zur Gruppenbesteuerung angepasst. 

Im Investmentfondsgesetz erfolgten unter anderem Klarstel-
lungen, was unter Einkünfte im Sinne des § 27 EStG (Einkünfte 
aus Kapitalvermögen) zu verstehen ist.

Im Umsatzsteuergesetz soll

 • bei bestimmten sonstigen Leistungen, falls diese virtuell ver-
fügbar gemacht werden, der Leistungsort klargestellt werden.  

 • eine Steuerbefreiung für Lebensmittelspenden (inkl. nicht 
alkoholischer Getränke) kommen.

 • unter bestimmten Voraussetzungen die Kleinunternehmer-
befreiung auch von Unternehmen angewandt werden kön-
nen, die ihr Unternehmen nicht in Österreich, sondern in 
einem anderen Mitgliedstaat betreiben. 

 • die Kleinunternehmergrenze von bisher € 35.000,00 auf  
€ 42.000,00 erhöht werden. Künftig soll diese Grenze jedoch 
als Bruttobetrag zu verstehen sein. Auch die Regelungen bei 
Überschreiten der Grenze wurden angepasst.

 • die Möglichkeiten zur Ausstellung von Kleinbetragsrechnun-
gen für Kleinunternehmer erweitert werden.

 • die Anwendung der Differenzbesteuerung eingeschränkt 
werden.

Im Gebührengesetz sollen unter anderem für Beilagen und 
Zeugnisse, die elektronisch übermittelt/ausgestellt wurden, 
Begünstigungen geschaffen werden. Auch das Mindestbesteue-
rungsgesetz und die Bundesabgabenordnung wurden geändert.  

Die Gesetzwerdung bleibt abzuwarten. Über einzelne Aspekte 
informieren wir nach Veröffentlichung des beschlossenen 
Gesetzes in den kommenden Ausgaben.  

Klimabonus 2024

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 4
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Familienbeihilfe: Wie viel können Studierende dazuverdienen?
Der Anspruch auf Familienbeihilfe für ein 
Kind ist an unterschiedliche Vorausset-
zungen gebunden. Unter anderem durf-
ten bisher Kinder ab dem Kalenderjahr, 
in dem sie das 20. Lebensjahr vollenden, 
pro Jahr nur € 15.000,00 (Rechtsstand 
Anfang Juni 2024) verdienen, ohne dass 
der Familienbeihilfeanspruch in voller 
Höhe verloren geht. Im Nationalrat ist 
nun in einem selbständigen Antrag vor-
gesehen, dass dieser Wert rückwirkend 
per 1.1.2024 auf € 16.455,00 angeho-
ben wird. Ab 2025 soll dieser Wert valo-
risiert werden. Bei Drucklegung dieses 
Artikels war die Gesetzwerdung aller-
dings noch abzuwarten.

Für diese Grenze ist das zu versteuernde  
Einkommen relevant: Bruttogehalt 
(ohne Sonderzahlungen) minus Sozial-
versicherungsbeiträge. Lehrlingsent-
schädigungen, Waisenpensionen und  
jenes Einkommen, das vor oder nach Zeit- 
räumen erzielt wird, für die Anspruch 
auf Familienbeihilfe besteht, bleiben 
unter anderem außer Betracht. Für die 
Zuverdienstgrenze der Familienbeihilfe 
ist eine „Jahresdurchrechnung“ relevant, 
d. h. es gibt keine monatliche Betrach-
tungsweise. 

Übersteigt das Einkommen im Kalender-
jahr die Zuverdienstgrenze, ist jener Teil 

der Familienbeihilfe, der den Grenzbe-
trag (Zuverdienstgrenze) überschritten 
hat, zurückzuzahlen. 

Aufladen des E-Firmenautos: Ist ein Sachbezug zu versteuern?

Stellt die Arbeitgeberin bzw. der Arbeit-
geber der Arbeitnehmerin bzw. dem 
Arbeitnehmer ein Kraftfahrzeug mit 
einem CO2-Emissionswert von 0 Gramm 
pro Kilometer (E-Auto) für nicht beruf-
lich veranlasste Fahrten, einschließ-
lich Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte, zur Verfügung, gelten fol-
gende steuerliche Regelungen:

1. Für das unentgeltliche Aufladen des 
E-Autos beim Arbeitgeber ist ein 
Sachbezugswert von Null anzuset-
zen. Dies gilt lt. Lohnsteuerrichtli-
nien sowohl für arbeitgebereigene 
als auch für nicht arbeitgebereigene 
E-Autos, die dem Arbeitnehmer 
selbst oder anderen Personen (z. B. 
Familienangehörigen) gehören.

2. Werden die Kosten für das Aufladen 

des E-Autos ersetzt bzw. getragen, 
ist dann keine Einnahme anzusetzen, 
wenn:

a) die Kosten des Aufladens an  
einer öffentlichen Ladestation  
nachgewiesen werden. Dies umfasst 
Fälle, in denen der Arbeitnehmer 
an einer Ladevorrichtung bei einer 
Tankstelle oder an einer im öffent-
lichen Raum aufgestellten "Lade-
säule" für das elektrische Aufladen 
des arbeitgebereigenen E-Autos 
bezahlt und von seinem Arbeitge-
ber die belegmäßig nachgewiesenen 
Kosten (Fremdbeleg, Rechnung) 
ersetzt bekommt. 

Soweit ein Nachweis, um welches 
Fahrzeug es sich handelt, mittels 
Fremdbeleg nicht zumutbar oder 

nicht möglich ist, kann eine Zuord-
nung zum arbeitgebereigenen Fahr-
zeug auch glaubhaft gemacht wer-
den. Vom Arbeitgeber geleistete 
Kostenersätze sind ins Lohnkonto 
einzutragen.

b) beim Aufladen durch den Arbeit-
nehmer an einer nicht öffentlichen 
Ladestation (z. B. beim Wohnhaus) 
die nachweisliche Zuordnung der 
Lademenge zu diesem Kraftfahrzeug 
sichergestellt wird und die Höhe des 
Kostenersatzes lt. Sachbezugswerte- 
verordnung berechnet wird. Hier 
ergibt sich für 2023 ein Strompreis 
von 22,247 Cent je kWh und für 
2024 33,182 Cent je kWh. Höhere 
Kostenersätze sind steuerpflichtig. 

Wenn beim Aufladen an einer nicht 
öffentlichen Ladestation die nach-
weisliche Zuordnung der Lademenge 
zu diesem E-Auto nicht sicherge-
stellt werden kann, kann abweichend 
davon der Arbeitgeber in den Jahren 
2023 – 2025 die Kosten des Arbeit-
nehmers für das Aufladen eines 
arbeitgebereigenen Kraftfahrzeuges 
bis zu einem Betrag von € 30,00 pro 
Kalendermonat ersetzen, ohne dass 
eine Einnahme anzusetzen ist. 

Weitere Informationen dazu finden sich 
in den Lohnsteuerrichtlinien und einer 
Anfragebeantwortung des Finanzminis-
teriums (www.bmf.gv.at unter Fachin-
formationen – Lohnsteuer zum Thema 
„Sachbezugswerteverordnung betref-
fend E-Ladestationen, Kostenersätze für 
Ladekosten, Spezialfahrzeuge und Old-
timer“). 
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Neue Dokumentationspflichten bei Entsendungen
Mit 28.3.2024 wurde in Österreich 
die EU-Transparenzrichtlinie umge-
setzt, welche unter anderem im 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsge-
setz (AVRAG) erweiterte Pflichten im 
Zusammenhang mit der Ausstellung 
von Dienstzetteln oder Mindestangaben 
bei Dienstverträgen vorsieht. Auch bei 
Auslandsdienstzetteln (Entsendeverein-
barungen) wurden die Mindestangaben 
erweitert und der Auslandsdienstzettel 
hat bei Auslandstätigkeiten von mehr als 
einem Monat nunmehr folgende Inhalte 
zu umfassen:

 • Angabe des Staates, in dem die 
Arbeitsleistung erbracht werden soll 
und deren voraussichtliche Dauer,

 • die Währung, in der das Entgelt aus-
zuzahlen ist,

 • allenfalls Bedingungen für die Rück-
führung nach Österreich und

 • allfällige zusätzliche Vergütungen für 
die Auslandstätigkeit einschließlich 
eines höheren Mindestentgelts nach 
den lohnrechtlichen Bestimmungen 
des Staates, in dem die Arbeitsleis-
tung erbracht wird,

 • allfälliger Aufwandersatz nach an- 
wendbaren österreichischen Bestim-
mungen und nach den Bestimmun-
gen des Staates, in dem die Arbeits-
leistung erbracht wird,

 • einen Hinweis zur offiziellen Seite des 
Einsatzstaates zum Thema Entsen-
dung von Arbeitnehmern im Rahmen 
der Erbringung von Dienstleistungen.

Kein gesonderter Auslandsdienstzet-
tel muss hingegen erstellt werden, 
wenn die angeführten Inhalte bereits im 
Arbeitsvertrag oder in einem sonstigen 
Dokument enthalten sind.

Strafbestimmungen

Wird auf die Ausstellung eines Auslands-
dienstzettels verzichtet, so drohen Ver-
waltungsstrafen zwischen € 100,00 
und € 436,00. Sind mehr als 5 Arbeit-
nehmerinnen/Arbeitnehmer betroffen 
oder liegt bereits ein Verstoß innerhalb 

der letzten drei Jahre vor, so erhöht sich 
die Verwaltungsstrafe auf € 500,00 bis 
€ 2.000,00. 

Auch wenn für mehrere Arbeitneh-
merinnen/Arbeitnehmer kein Auslands-
dienstzettel ausgestellt wurde, liegt nur 
eine Verwaltungsübertretung vor, wes-
halb keine Strafkumulation erfolgt. 

Die Bezirksverwaltungsbehörde hat 
nach Einleitung eines Strafverfahrens 
von der Verhängung einer Geldstrafe 
gänzlich abzusehen, wenn die Arbeit-
geberin bzw. der Arbeitgeber nachweis-
lich in der Zwischenzeit den Auslands-
dienstzettel ausgehändigt hat und das 
Verschulden nur als gering zu bewerten 
ist. 

Ist die Einkommensteuer nach Anwen-
dung des Tarifs, nach Abzug des Fami-
lienbonus Plus (maximal in Höhe der 
bestehenden Steuer) und nach Berück-
sichtigung der weiteren Absetzbeträge 
negativ, so ist der Alleinverdiener-  
oder Alleinerzieherabsetzbetrag inkl. 
der Kinderzuschläge gutzuschreiben. 

Zudem bekommen Arbeitnehmerin-
nen bzw. Arbeitnehmer, die aufgrund 
ihres geringen Einkommens keine Ein-
kommensteuer zahlen, bis zu 55 % von 
bestimmten Werbungskosten zurück. 
Dazu zählen insbesondere die Beiträge 
zur Pflichtversicherung in der gesetz-
lichen Sozialversicherung. Die Gut-
schrift beträgt für 2024 max. € 463,00 

(in 2023 € 421,00) pro Jahr. Pendler-
innen bzw. Pendler erhalten für 2024 
max. € 579,00 (in 2023 € 526,00) pro  
Jahr. Hat man Anspruch auf den Zu- 
schlag zum Verkehrsabsetzbetrag, ist 
der maximale Betrag dieser SV-Rück-
erstattung um € 752,00 (Wert 2024, 
in 2023 € 684,00) zu erhöhen.

Pensionistinnen bzw. Pensionisten, die 
keine Lohn- bzw. Einkommensteuer 
bezahlen und Anspruch auf den Pen-
sionistenabsetzbetrag haben, erhal-
ten vom Finanzamt eine Gutschrift 
von 80 % der Sozialversicherungsbei-
träge – maximal € 637,00 (Wert 2024, 
in 2023 € 579,00). 

WAS IST EINE NEGATIVSTEUER?
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Krisen sind unvermeidbar und können in verschiede-
nen Formen auftreten, sei es durch z. B. wirtschaftliche 
Abschwünge oder unerwartete betriebliche Herausfor-
derungen. Auch für kleinere Unternehmen ist es essen-
ziell, gut vorbereitet zu sein, um solchen Situationen 
erfolgreich zu begegnen. 

Hier einige Tipps zur Vorbereitung:

 • Beginnen Sie mit der Identifizierung potenzieller Risi-
ken, die Ihr Unternehmen bedrohen könnten. Berück-
sichtigen Sie hierbei sowohl interne als auch externe 
Faktoren wie Finanzkrisen, technische Ausfälle, Liefer-
kettenprobleme und Naturkatastrophen.

 • Erstellen Sie konkrete Maßnahmenpläne für jede iden-
tifizierte Krise. Legen Sie fest, wer im Ernstfall wel-
che Aufgaben übernimmt und welche Schritte in wel-
cher Reihenfolge zu unternehmen sind. Beispielsweise 
könnte ein Notfallplan bei einem IT-Ausfall eine sofor-
tige Benachrichtigung des IT-Dienstleisters und die 
Umschaltung auf manuelle Prozesse umfassen.

 • Eine klare und effiziente Kommunikation ist in Krisen- 
zeiten unerlässlich. Definieren Sie, wer intern und 
extern wie informiert wird. Stellen Sie sicher, dass alle 
Mitarbeiter wissen, an wen sie sich im Krisenfall wen-
den müssen.

 • Setzen Sie ein Krisenteam aus Schlüsselpersonen Ihres 
Unternehmens ein.

 • Halten Sie alle Aspekte des Krisenplans schriftlich fest 
und aktualisieren Sie ihn regelmäßig. Änderungen in 
der Unternehmensstruktur, neue Risiken oder Erfah-
rungen aus Übungen sollten in den Plan integriert  
werden. 

KRISEN:  
TIPPS ZUR VORBEREITUNG

Stand: 4.6.2024

Wie hoch ist der Anstieg der 
Stundungszinsen ab 1.7.2024?

STEUERTERMINE  |  JULI 2024

VERBRAUCHERPREISINDIZES

Werden Abgaben nicht fristgerecht entrichtet, so kann das 
Finanzamt Einbringungsmaßnahmen setzen. Unter bestimm-
ten Voraussetzungen kann die Abgabenbehörde auf Ansuchen 
des Abgabenpflichtigen das Hinausschieben des Zeitpunktes 
der Entrichtung der Abgaben (Stundung) oder die Entrich-
tung in Raten bewilligen. 

Bewilligt die Behörde eine Zahlungserleichterung, so fallen  
Stundungszinsen an. Stundungszinsen, die den Betrag von 
€  50,00 nicht erreichen sind nicht festzusetzen. Bis zum 
30.6.2024 galt aufgrund der Corona-Gesetzgebung ein ermä-
ßigter Stundungszinssatz von 2  % über dem Basiszinssatz.  
Ab 1.7.2024 gilt nun wieder der Zinssatz von 4,5 Prozent-
punkten über dem Basiszinssatz. Der Zinssatz beträgt daher 
ab 1.7.2024 8,38 % (Informationsstand Mitte Juni 2024).  
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Monat Jahres-
inflation %

VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Mai 2024 3,4 123,9 134,1

April 2024 3,5 123,8 134,0

März 2024 4,1 123,7 133,8

Fälligkeitsdatum 15. Juli 2024

USt, NoVA, WerbeAbg  für Mai 

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Juni 

Die Höhe des Klimabonus 2024 setzt sich aus zwei Teilen zu-
sammen. Alle Anspruchsberechtigten bekommen den Sockel-
betrag in Höhe von € 145,00. Zusätzlich kann der Regional- 
ausgleich in Abhängigkeit vom Hauptwohnsitz zustehen. Die-
ser beträgt 2024 € 145,00, € 100,00, € 50,00 oder € 0,00 für 
Erwachsene. Kinder (bis zum 18. Lebensjahr) bekommen die 
Hälfte. Kann man aufgrund einer Behinderung keine Öffis nut-
zen, so erhält man den höchsten Klimabonus. 

Die Auszahlungen beginnen im Herbst 2024. Weitere Informa-
tionen finden Sie unter www.klimabonus.gv.at. 

Wie hoch ist der  
Klimabonus 2024?
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